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1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 30.06.1999

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum 07.04.2000

3. Instanz

Datum 24.07.2001

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 7. April 2000 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts MÃ¼nster vom 30. Juni 1999 wird wie folgt neu gefaÃ�t: "Die
Aufhebung der bisherigen HÃ¶chstwertfestsetzung des Rechts auf Regelaltersrente
fÃ¼r Bezugszeiten vor dem 1. MÃ¤rz 1998 im Bescheid vom 28. Mai 1998 in Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 10. September 1998 wird aufgehoben. Die
Beklagte wird dem Grunde nach verurteilt, dem KlÃ¤ger Ã¼ber den bisher
zuerkannten Ausgleichsanspruch von 40.910,16 DM hinaus einen weiteren Betrag
unter BerÃ¼cksichtigung auch des Ausgleichszeitraumes vom 1. Oktober 1993 bis
31. Dezember 1993 zu zahlen." Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Zwischen den Beteiligten ist der Zeitpunkt, zu dem die Beklagte frÃ¼hestens die
bisherige HÃ¶chstwertfestsetzung des Rechts auf (Regel-)Altersrente (RAR)
aufheben und einen neuen HÃ¶chstwert festsetzen durfte, sowie der Wert des
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Ausgleichsanspruchs streitig, der sich aus dem RÃ¼ckausgleich der wegen eines
Versorgungsausgleichs vorgenommenen KÃ¼rzung des Werts des Rechts auf
Altersrente ergibt.

Die Ehe des am 21. September 1928 geborenen Versicherten war durch Urteil des
Amtsgerichts (AG) M. vom 9. Mai 1985 rechtskrÃ¤ftig geschieden worden. In diesem
Urteil hatte das AG zugleich vom Versicherungskonto des KlÃ¤gers auf das
Versicherungskonto der Ehefrau "Rentenanwartschaften" aus der Ehezeit vom 1.
August 1956 bis 31. Januar 1985 in HÃ¶he von "monatlich 526,45 DM"
Ã¼bertragen.

Die beklagte Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte (BfA) erkannte dem
KlÃ¤ger ab 1. Oktober 1993 das Recht auf eine RAR zu (Bescheid vom 20. Juli
1993). Den monatlichen Wert des Rechts stellte sie mit 1.242,04 DM fest; hierbei
berÃ¼cksichtigte sie die rentenversicherungsrechtlichen Folgen des
durchgefÃ¼hrten Versorgungsausgleichs durch entsprechende KÃ¼rzung der
Entgeltpunkte wegen der Ã¼bertragenen "Rentenanwartschaften". Ferner erkannte
sie dem KlÃ¤ger das â�� hier nicht streitbefangene â�� Recht auf eine
Zusatzleistung aus HÃ¶herversicherung zu, dessen Wert sie mit 214,86 DM
feststellte.

Die frÃ¼here Ehefrau, die keine Rente und keine sonstige Leistung aus der
gesetzlichen Rentenversicherung bezogen hatte, starb am 15. Februar 1998. Der
KlÃ¤ger beantragte im MÃ¤rz 1998, die wegen des Versorgungsausgleichs
geminderte RAR ab Rentenbeginn (1. Oktober 1993) ungekÃ¼rzt zu zahlen. Die
Beklagte traf daraufhin im Bescheid vom 28. Mai 1998 folgende Regelungen:

"Ihre bisherige Regelaltersrente wird ab 01.01.94 neu berechnet.

Ab 01.07.98 werden monatlich 2.127,87 DM gezahlt.

FÃ¼r die Zeit vom 01.01.94 bis 30.06.98 betrÃ¤gt die Nachzahlung 40.910,16 DM."

Der fÃ¼r die Zeit ab 1. Juli 1998 genannte Zahlungsbetrag setzte sich zusammen
aus dem monatlichen Wert der RAR von 2.093,02 DM zuzÃ¼glich des Wertes der
Zusatzleistung aus HÃ¶herversicherung von 214,86 DM, gemindert um die
Beitragsanteile des KlÃ¤gers zur Kranken- und Pflegeversicherung.

Den Widerspruch des KlÃ¤gers, mit dem er die "RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung der
RentenkÃ¼rzung" bereits ab 1. Oktober 1993 begehrte, wies die Beklagte zurÃ¼ck
(Widerspruchsbescheid vom 10. September 1998); sie fÃ¼hrte aus, in Anwendung
des Â§ 48 Abs 4 SGB X kÃ¶nne eine Neufeststellung nur rÃ¼ckwirkend fÃ¼r vier
Jahre beansprucht werden. Das SG hat die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 1.
Oktober 1993 die ungeminderte Rente zu zahlen (Gerichtsbescheid vom 30. Juni
1999 in der Fassung des Berichtigungsbeschlusses vom 21. Juli 1999). Zur
BegrÃ¼ndung ist ausgefÃ¼hrt worden, daÃ� Â§ 4 des Gesetzes zur Regelung von
HÃ¤rten im Versorgungsausgleich (VAHRG) erkennbar den Zweck verfolge, den
RÃ¼ckausgleich von Anfang an durchzufÃ¼hren; er gehe als Sondervorschrift dem 
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Â§ 48 SGB X vor.

Das LSG hat die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckgewiesen (Urteil vom 7. April
2000). Es hat seine Entscheidung darauf gestÃ¼tzt, daÃ� offenbleiben kÃ¶nne, ob
Â§ 4 VAHRG eine Sondervorschrift gegenÃ¼ber Â§ 48 SGB X sei. Gehe man hiervon
aus, ergebe sich bereits aus dem Wortlaut des Â§ 4 VAHRG, daÃ� die Versorgung
fÃ¼r keinen Zeitraum aufgrund des Versorgungsausgleichs gekÃ¼rzt werden
dÃ¼rfe. Sehe man mit dem 4. Senat des BSG (Urteil vom 14. Mai 1996 â�� 4 RA
22/95 -) Â§ 48 Abs 1 SGB X als "Anspruchsgrundlage" an, ergebe sich schon aus der
Systematik des Â§ 48 Abs 4 Satz 1 SGB X iVm Â§ 44 Abs 4 aaO, daÃ� die
Vierjahresfrist nicht anwendbar sei. Denn das Recht auf RÃ¼ckausgleich kÃ¶nne
frÃ¼hestens in dem Zeitpunkt beginnen, in dem der Ausgleichsverpflichtete den
RÃ¼ckausgleich erstmals verlangen kÃ¶nne. Aus den Motiven des "Gesetzgebers"
zu Â§ 48 Abs 4 SGB X ergebe sich nichts Abweichendes.

Mit ihrer Revision rÃ¼gt die Beklagte eine Verletzung der Â§Â§ 4 VAHRG, 48 SGB X.
Sie trÃ¤gt vor, entgegen der Rechtsauffassung des 4. Senats im Urteil vom 14. Mai
1996 (4 RA 22/95, SozR 3-5795 Â§ 4 Nr 6) greife vorliegend die Vierjahresfrist des 
Â§ 48 Abs 4 SGB X. Es handele sich um eine materielle AusschluÃ�frist, bei der es
â�� anders als bei der VerjÃ¤hrung â�� nicht auf das Entstehen und FÃ¤lligwerden
der AnsprÃ¼che ankomme, deren rÃ¼ckwirkende Befriedigung begehrt werde. Dies
folge aus dem in Bezug genommenen Â§ 44 Abs 4 SGB X, der die Berechnung des
Vierjahreszeitraumes auf den Zeitpunkt der RÃ¼cknahme oder des Antrages auf
RÃ¼cknahme beziehe. Die materielle AusschluÃ�frist orientiere sich nicht an der
Entstehung und dem FÃ¤lligwerden der einzelnen AnsprÃ¼che â�� insoweit
abweichend von den Â§Â§ 45 Abs 1, 40 und 41 des SGB I -, sondern am zeitlichen
Fixpunkt der RÃ¼cknahme oder des Antrags auf RÃ¼cknahme. Nach dem Willen
des Gesetzgebers solle diese materielle AusschluÃ�frist generell sicherstellen, daÃ�
Ã¼ber den Zeitraum von vier Jahren hinaus rÃ¼ckwirkend keine Sozialleistungen
erbracht werden.

Die Beklagte beantragt,
das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 7. April 2000 und den
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nster vom 30. Juni 1999 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger hat keinen Sachantrag gestellt und sich nicht zur Revision der
Beklagten geÃ¤uÃ�ert.

II

Die Revision der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand der revisionsgerichtlichen Ã�berprÃ¼fung ist das Begehren der
Beklagten, die vorinstanzlichen Entscheidungen aufzuheben, soweit diese den
erhobenen Klagen stattgegeben haben. Der KlÃ¤ger hat sich in der ersten Instanz
gegen die Versagung eines "hÃ¶heren" Ausgleichsanspruchs aus dem
RÃ¼ckausgleich nach Â§ 4 Abs 1 VAHRG gewandt. Seine vor dem SG gestellten

                             3 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=4%20RA%2022/95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=4%20RA%2022/95
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=4%20RA%2022/95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-5795%20§%204%20Nr%206
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/44.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_I/45.html


 

SachantrÃ¤ge sind dahin auszulegen (Â§ 123 SGG), daÃ� er die neue
RentenhÃ¶chstwertfeststellung fÃ¼r die Bezugszeiten vom 1. Januar 1994 bis zum
28. Februar 1998 und die Feststellung des Wertes des Ausgleichsanspruchs fÃ¼r
diesen Zeitraum angefochten und insoweit die Verurteilung der BfA zur Zahlung
eines hÃ¶heren Ausgleichsbetrages beantragt hat. Dieses Begehren hat er vor dem
SG mit einer Kombination von Anfechtungs- und (unechter) Leistungsklage verfolgt.
Die Klagen sind zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

1. Anfechtungs- und Leistungsklage sind zulÃ¤ssig.

Die Beklagte hat durch den Bescheid vom 28. Mai 1998 drei Verwaltungsakte (Â§ 31
SGB X) erlassen. Der erste VerfÃ¼gungssatz, "Ihre bisherige Regelaltersrente wird
ab 01.01.94 neu berechnet", beinhaltet, daÃ� die bisherige
RentenhÃ¶chstwertfeststellung im Bescheid vom 20. Juli 1993 mit Wirkung zum 1.
Januar 1994 aufgehoben wurde. Mit der zweiten Regelung hat sie den Wert des
Rechts auf RAR ab 1. Juli 1998 auf 2.093,02 DM neu festgestellt. SchlieÃ�lich hat sie
in einer dritten Regelung einen von ihr "Nachzahlung" genannten Zahlungsanspruch
des KlÃ¤gers festgestellt und dessen HÃ¶he aus der Differenz der neu berechneten
RentenhÃ¶he zur bisher in den Zeiten (nur) vom 1. Januar 1994 (aber) bis 30. Juni
1998 gezahlten BetrÃ¤gen mit 40.910,16 DM festgesetzt.

Der KlÃ¤ger hat sich nicht gegen die zweite Regelung gewandt, also nicht den ihn
ausschlieÃ�lich begÃ¼nstigenden Verwaltungsakt angefochten, mit dem die
Beklagte den Rentenwert ab 1. Juli 1998 neu festgestellt hat; er hat hierzu auch
nicht gerÃ¼gt, daÃ� die BfA diese Feststellung â�� wie nachfolgend darzulegen ist
â�� bereits ab 1. MÃ¤rz 1998 hÃ¤tte treffen mÃ¼ssen. Mit seinen Klagen wendete
er sich allein gegen die erste Regelung, soweit die frÃ¼here Rentenwertfestsetzung
fÃ¼r Zeiten vom 1. Januar 1994 bis zum 28. Februar 1998 aufgehoben wurde,
ferner gegen die dritte Regelung, weil der in dem festgestellten
"Nachzahlungsanspruch" enthaltene Ausgleichsanspruch fÃ¼r die Bezugszeiten
vom 1. Oktober 1993 bis zum 28. Februar 1998 wegen NichtberÃ¼cksichtigung
seines Verlustes aus dem letzten Viertel des Jahres 1993 zu niedrig festgesetzt war;
hingegen ist der eigentliche Nachzahlungsanspruch fÃ¼r die Zeit vom 1. MÃ¤rz bis
zum 30. Juni 1998 richtig und unangefochten festgestellt worden.

a) Die Anfechtungsklage, mit welcher der KlÃ¤ger die gerichtliche Aufhebung der
Aufhebung der bisherigen RentenhÃ¶chstwertfeststellung fÃ¼r Bezugszeiten ab 1.
Januar 1994 bis Ende Februar 1998 begehrt, ist zulÃ¤ssig.

Der KlÃ¤ger ist klagebefugt, dh formell beschwert (Â§ 54 Abs 1 Satz 2 SGG). Die von
der Beklagten getroffene Regelung verletzt ua schon deshalb mÃ¶glicherweise sein
Recht auf richtige Festsetzung des Wertes seines Rechts auf RAR, weil die BfA die
bisherige â�� bindend gewordene â�� Festsetzung des sich aus dem Gesetz
ergebenden HÃ¶chstwertes seines subjektiven (Grund-)Rechts auf RAR fÃ¼r
Bezugszeiten ab 1. Januar 1994 bis 28. Februar 1998 aufgehoben hat, ohne einen
neuen HÃ¶chstwert festzusetzen.

b) Die auÃ�erdem vorliegende Kombination von Anfechtungs- und (unechter)
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Leistungsklage, mit welcher der KlÃ¤ger begehrt, die angefochtene Festsetzung des
HÃ¶chstwerts des (RÃ¼ck-)Ausgleichsanspruchs aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, nach Festsetzung eines hÃ¶heren Wertes wegen BerÃ¼cksichtigung
auch der KÃ¼rzungszeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1993 einen hÃ¶heren
Ausgleichsbetrag zu zahlen, ist zulÃ¤ssig.

Die Klagebefugnis fÃ¼r diese Anfechtungsklage folgt hier schon daraus, daÃ� die
Beklagte das Recht des KlÃ¤gers auf RÃ¼ckausgleich aus Â§ 4 Abs 1 VAHRG
verletzt haben kÃ¶nnte, indem sie den "Nachzahlungsbetrag" von 40.910,16 DM,
soweit er auf dem Ausgleichsanspruch fÃ¼r die Verluste des KlÃ¤gers aus dem
rechtmÃ¤Ã�ig durchgefÃ¼hrten Versorgungsausgleich beruht (Bezugszeiten bis 28.
Februar 1998), ohne BerÃ¼cksichtigung seiner Verluste in der Zeit vom 1. Oktober
bis 31. Dezember 1993 feststellte. Zugleich konnte er seine Anfechtungsklage mit
der sog unechten Leistungsklage (Â§ 54 Abs 4 SGG) verbinden, die â�� unter
Konsumtion der nach materiellem Recht (Â§ 117 SGB VI) eigentlich erforderlichen
Verpflichtungsklage â�� darauf zielte, die Beklagte zur Zahlung des entsprechenden
hÃ¶heren Ausgleichsbetrages zu verurteilen.

2. Die drei Klagen sind begrÃ¼ndet.

a) Die Beklagte war nicht ermÃ¤chtigt, die bisherige RentenhÃ¶chstwertfeststellung
fÃ¼r Bezugszeiten vor dem 1. MÃ¤rz 1998 aufzuheben. Insoweit ist der KlÃ¤ger in
seinen Rechten verletzt ("materiell beschwert", Â§ 54 Abs 2 Satz 1 SGG). Die
Aufhebung der bindenden RentenhÃ¶chstwertfeststellung ab 1. Januar 1994 verletzt
den KlÃ¤ger in seinem Recht auf "richtige Rentenfeststellung".

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung der bisherigen
RentenhÃ¶chstwertfeststellung ist Â§ 48 Abs 1 SGB X. Wie der Senat entschieden
hat (Urteil vom 14. Mai 1996, SozR 3-5795 Â§ 4 Nr 6), handelt es sich bei der
Regelung des sog RÃ¼ckausgleichs in Â§ 4 VAHRG â�� entgegen der Auffassung
des SG â�� nicht um eine Sondervorschrift zu Â§ 48 SGB X; denn Â§ 4 VAHRG
enthÃ¤lt ausschlieÃ�lich materielles (Verwaltungs-)Recht. Durch eine gesetzliche
Regelung rein materiell-rechtlicher Natur (im engeren Sinn) wird eine
ErmÃ¤chtigungsgrundlage zur Aufhebung bindender Verwaltungsakte nicht
geschaffen; der (Fehl-)SchluÃ� von einer gesetzlichen Pflicht eines
VerwaltungstrÃ¤gers, die fÃ¼r diesen â�� organisationsrechtlich â�� eine von ihm
zu bewÃ¤ltigende Aufgabe ist, auf eine zu ihrer Verwirklichung angeblich
erforderliche Befugnis ist auch im Sozialverwaltungsrecht schlechthin nicht erlaubt.
Daher kann eine bloÃ�e materiell-rechtliche gesetzliche Regelung keine
EingriffsermÃ¤chtigung geben und auch keine ErmÃ¤chtigungsgrundlagen
verdrÃ¤ngen (oder ggf eine fehlende ErmÃ¤chtigungsgrundlage ersetzen).

Nach der ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 48 Abs 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt
mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem ErlaÃ� vorgelegen
haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten ist (Satz 1). Der Verwaltungsakt soll
mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden,
soweit ua die Ã�nderung zugunsten des Betroffenen erfolgt (Satz 2 Nr 1).
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FÃ¼r die im (Erst-)Bescheid vom 20. Juli 1993 getroffene und bindend gewordene
Festsetzung des monatlichen RentenhÃ¶chstwerts war ua wesentlich, daÃ� infolge
der Ã�bertragung von "Rentenanwartschaften" auf das Versicherungskonto der
geschiedenen Ehefrau der Rangstellenwert des KlÃ¤gers um die abgezogenen
Entgeltpunkte verringert worden war. Deshalb hatte sein Recht auf RAR, das ihm ab
1. Oktober 1993 zustand, einen entsprechend geringeren Geldwert (Â§ 64 SGB VI).
Dies hat die BfA rechtmÃ¤Ã�ig durchgefÃ¼hrt. Die
RentenhÃ¶chstwertfestsetzungen fÃ¼r die Bezugszeiten vom 1. Oktober 1993 bis
zum 28. Februar 1998 waren rechtmÃ¤Ã�ig.

Mit dem Tod der frÃ¼heren Ehefrau am 15. Februar 1998 ist eine Ã�nderung in den
tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen eingetreten. Da sie keine
rentenversicherungsrechtlichen Leistungen erhalten hatte, fÃ¼r deren GewÃ¤hrung
die im Versorgungsausgleich Ã¼bertragenen Anwartschaften hÃ¤tten bedeutsam
sein kÃ¶nnen (vgl dazu Urteil des Senats vom 14. Mai 1996, SozR 3-5795 Â§ 4 Nr 6),
konnte der KlÃ¤ger nunmehr beanspruchen, daÃ� der Wert seines Rechts auf RAR
nicht mehr aufgrund des Versorgungsausgleiches gekÃ¼rzt werde. Er konnte
seither, dh ab 1. MÃ¤rz 1998, gemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs 1 VAHRG die Aufhebung der
bisherigen und â�� zukunftsgerichtet â�� eine neue RentenhÃ¶chstwertfestsetzung
beanspruchen; ferner entstand zu diesem Zeitpunkt ein Ausgleichsanspruch
(Anspruch auf "RÃ¼ckausgleich"), dessen HÃ¶he sich aus den ihm wegen des
Versorgungsausgleichs vom Rentenbeginn bis zum Zeitpunkt der Entstehung dieses
Anspruchs (hier: zum 1. MÃ¤rz 1998) entgangenen RentenbetrÃ¤ge ergibt. Hierzu
ist im einzelnen auf folgendes hinzuweisen:

Eine Ã�nderung in den wesentlichen VerhÃ¤ltnissen hat die Beklagte in jedem Fall,
ausgehend vom "ErlaÃ�" (genauer: Bekanntgabe) der Aufhebung, mit Wirkung fÃ¼r
die Zukunft Rechnung zu tragen (Â§ 48 Abs 1 Satz 1 SGB X). Zugunsten des
KlÃ¤gers soll eine solche Aufhebung rÃ¼ckwirkend frÃ¼hestens ab Eintritt der
wesentlichen Ã�nderung erfolgen (Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 1 SGB X). Die wesentliche
Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen VerhÃ¤ltnissen ist â�� wie schon
angesprochen â�� mit dem Tod der frÃ¼heren Ehefrau am 15. Februar zum 1.
MÃ¤rz 1998 eingetreten; denn dieses Ereignis lÃ¶ste die Rechtsfolgen des Â§ 4 Abs
1 VAHRG aus (vgl hierzu auch: Urteil des Senats vom 14. Mai 1996, SozR 3-5795 Â§
4 Nr 6). Schon deshalb konnte die Beklagte die bisherige
RentenhÃ¶chstwertfeststellung rÃ¼ckwirkend nicht schon ab 1. Januar 1994,
sondern frÃ¼hestens ab 15. Februar 1998, unter Beachtung des
rentenversicherungsrechtlichen Monatsprinzips aber erst mit Wirkung ab 1. MÃ¤rz
1998 aufheben. Von diesem Zeitpunkt an ist die bisherige Rentenwertfestsetzung
rechtswidrig geworden, so daÃ� nunmehr eine "wesentliche" Ã�nderung iS von Â§
48 Abs 1 SGB X vorlag.

Es liegt hingegen keine der Fallgestaltungen vor, in denen eine tatsÃ¤chliche
Ã�nderung denkbarerweise ihre rechtliche Wirkung (unter RÃ¼ckbewirkung von
Rechtsfolgen) ab einem Zeitpunkt vor ihrem Eintritt entfalten kÃ¶nnte; ob es solche
"rÃ¼ckwirkenden TatsachenÃ¤nderungen" Ã¼berhaupt gibt, kann auch hier
offenbleiben (so schon Urteil des Senats vom 9. Juni 1988, SozR 2200 Â§ 1255a Nr
19 (S 57)). Denn Â§ 4 Abs 1 VAHRG enthÃ¤lt nicht einmal eine Andeutung, daÃ� die
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bisherigen Wertfestsetzungen rÃ¼ckwirkend rechtswidrig geworden seien. Vielmehr
war der Versorgungsausgleich rechtmÃ¤Ã�ig durchgefÃ¼hrt. Als dessen
Rechtsgrund und damit zugleich die verfassungsrechtliche Rechtfertigung der
wertmÃ¤Ã�igen KÃ¼rzung des Grundrechts des KlÃ¤gers auf RAR mit dem Tode der
Versorgungsausgleichsberechtigten entfiel, muÃ�te jetzt zukunftsgerichtet der
verfassungsgemÃ¤Ã�e Zustand (nicht: wieder) hergestellt werden; der
"RÃ¼ckausgleich" hat nach Â§ 4 Abs 1 VAHRG zum einen durch Aufhebung der
bisherigen Rentenwertfestsetzung (Â§ 48 Abs 1 Satz 1 SGB X) und durch die
zukunftsgerichtete Neufeststellung des RentenhÃ¶chstwertes sowie zum anderen
durch eine einmalige Ausgleichszahlung zu erfolgen. FÃ¼r deren HÃ¶he ist die
Differenz zwischen dem bisher festgestellten RentenhÃ¶chstwert und dem fiktiven
RentenhÃ¶chstwert maÃ�geblich, der ohne den Versorgungsausgleich festzusetzen
gewesen wÃ¤re; die Ermittlung der Summe dieser monatlichen VerlustbetrÃ¤ge ist
lediglich die BerechnungsgrÃ¶Ã�e fÃ¼r die HÃ¶he des einmaligen
Ausgleichsanspruchs. Es werden nicht etwa "Rentenleistungen" fÃ¼r die
Vergangenheit erbracht. Die Aufhebung der RentenhÃ¶chstwertfestsetzung fÃ¼r
Bezugszeiten vom 1. Januar 1994 bis 28. Februar 1998 konnte daher keinen
Bestand haben.

b) Der KlÃ¤ger kann ferner die Festsetzung eines hÃ¶heren Ausgleichsanspruchs
und deshalb die Zahlung eines hÃ¶heren Ausgleichsbetrages beanspruchen, als ihm
von der Beklagten zuerkannt worden ist. Insoweit sind nÃ¤mlich auch die Verluste
aus den Rentenbezugszeiten vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1993 bei der
Wertfestsetzung des Ausgleichsanspruchs zu berÃ¼cksichtigen.

Die Anspruchsgrundlage hierfÃ¼r ergibt sich aus Â§ 4 Abs 1 VAHRG. Danach wird
die Versorgung des Verpflichteten (hier: des KlÃ¤gers) nicht aufgrund des
Versorgungsausgleichs gekÃ¼rzt, wenn â�� wie hier â�� ein Versorgungsausgleich
nach Â§ 1587b Abs 1 oder 2 BGB durchgefÃ¼hrt worden ist und der Berechtigte
(hier: die frÃ¼here Ehefrau) vor seinem Tod keine Leistungen aus dem im
Versorgungsausgleich erworbenen Anrecht erhalten hat. Diese Voraussetzungen
sind erfÃ¼llt. Der KlÃ¤ger ist â�� frÃ¼hestens ab Beginn des auf den Tod der
Berechtigten folgenden Kalendermonats â�� so zu stellen, als sei der
Versorgungsausgleich nicht durchgefÃ¼hrt worden.

Diese Norm gibt somit nicht nur ein Recht auf Aufhebung der bisherigen
Wertfestsetzung und auf Neufeststellung des RentenhÃ¶chstwerts ab Eintritt der
wesentlichen Ã�nderung (dazu oben unter a), sondern begrÃ¼ndet auch die Pflicht
des RentenversicherungstrÃ¤gers, jetzt den Verlust auszugleichen, den der
Versorgungsausgleichsverpflichtete infolge des rechtmÃ¤Ã�ig durchgefÃ¼hrten
Versorgungsausgleichs erlitten hat. MaÃ�geblich ist insoweit der Zeitraum vom
festgesetzten Rentenbeginn (Urteil des Senats vom 14. Mai 1996, SozR 3-5795 Â§ 4
Nr 6) bis zur FÃ¤lligkeit des Ausgleichsanspruchs (hier: 1. MÃ¤rz 1998). Der KlÃ¤ger
hatte somit materiell-rechtlich einen Ausgleichsanspruch fÃ¼r seine
VermÃ¶gensverluste aus der Zeit vom 1. Oktober 1993 bis 28. Februar 1998. Im
vorliegenden Fall muÃ�te die BfA auÃ�erdem fÃ¼r die Zeiten vom 1. MÃ¤rz bis zum
30. Juni 1998 die DifferenzbetrÃ¤ge nachzahlen, weil sie den hÃ¶heren Rentenwert
â�� entgegen Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 1 SGB X iVm Â§ 4 Abs 1 VAHRG â�� erst zum 1.
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Juli 1998 festgesetzt hatte; insoweit hat sie den â�� vom Ausgleichsanspruch zu
unterscheidenden â�� Nachzahlungsanspruch bereits bindend anerkannt und
erfÃ¼llt. Im wirtschaftlichen Ergebnis wird der KlÃ¤ger hierdurch so gestellt, als
hÃ¤tte die Beklagte die neue RentenhÃ¶chstwertfestsetzung zum 1. MÃ¤rz 1998 in
Kraft gesetzt.

Die Einbeziehung des gesamten Verlustzeitraumes bei der Festsetzung des Wertes
des Ausgleichsanspruchs folgt nicht nur aus der fehlenden zeitlichen
EinschrÃ¤nkung in Â§ 4 Abs 1 VAHRG, sondern auch aus der RechtsqualitÃ¤t dieses
Anspruchs, insbesondere aus seiner verfassungsrechtlich gebotenen einfach-
gesetzlichen Ausgestaltung.

Der Ausgleichsanspruch ist auf eine einmalige Leistung (Zahlung) gerichtet. Es geht
nicht um in der Vergangenheit entstandene und fÃ¤llig gewordene
EinzelansprÃ¼che, deren "anteilige" NichterfÃ¼llung durch eine Ã�nderung iS des 
Â§ 48 Abs 1 SGB X rechtswidrig geworden sein kÃ¶nnte. Eine solche Rechtsfolge
hÃ¤tte allenfalls eintreten kÃ¶nnen, wenn eine "RÃ¼ckgÃ¤ngigmachung" des
Versorgungsausgleichs auch durch eine rechtlich "rÃ¼ckwirkende"
RÃ¼ckÃ¼bertragung der "Rentenanwartschaften" auf das Versicherungskonto des
Ausgleichsverpflichteten (hier: des KlÃ¤gers) und daher durch eine echt
"rÃ¼ckwirkende" BegrÃ¼ndung einer Rechtswidrigkeit der DurchfÃ¼hrung des
Versorgungsausgleichs vorzunehmen wÃ¤re. Eine solche "RÃ¼ckÃ¼bertragung"
erfolgt aber gerade nicht (Urteil des Senats vom 14. Mai 1996, SozR 3-5795 Â§ 4 Nr
6). Denn dann lÃ¤ge ein rechtswidriger Grundrechtseingriff vor, der die von der
Beklagten gesetzte Rechtsfolge schlechthin nicht zulieÃ�e. Demzufolge sind die bis
zum Tode der frÃ¼heren Ehefrau im Februar 1998 entstandenen und fÃ¤llig
gewordenen monatlichen AnsprÃ¼che des KlÃ¤gers mit ihrem rechtmÃ¤Ã�igen
Wert erfÃ¼llt worden. Um verfassungswidrige HÃ¤rten im Versorgungsausgleich zu
vermeiden, gebietet Â§ 4 Abs 1 VAHRG, der insoweit die Rechtsprechung des
BVerfG umsetzt (Urteil vom 28. Februar 1980, BVerfGE 53, 257 = SozR 7610 Â§
1587 Nr 1), den Ausgleichsverpflichteten jetzt so zu stellen, als sei eine
RentenkÃ¼rzung wegen des Versorgungsausgleichs in der Vergangenheit nicht
vorgenommen worden. Berechnungsgrundlage dieses Ausgleichsanspruchs ist ein
Wertevergleich, dh die Werte der in der Vergangenheit entstandenen und fÃ¤llig
gewordenen monatlichen AnsprÃ¼che werden jeweils den Werten
gegenÃ¼bergestellt, die ohne die KÃ¼rzung bestanden hÃ¤tten. Hierbei handelt es
sich um eine bloÃ�e Berechnungsmethode, in der Rechnungsposten miteinander
verglichen werden, nicht aber um eine ErfÃ¼llung von in der Vergangenheit gerade
nicht entstandenen AnsprÃ¼chen oder um eine Umwandlung der frÃ¼heren
rechtmÃ¤Ã�igen Wertfestsetzung in einen rechtswidrigen Eingriffsakt.

4 Abs 1 VAHRG konkretisiert das verfassungsrechtliche Gebot eines wirtschaftlich
vollstÃ¤ndigen RÃ¼ckausgleichs. Deshalb enthÃ¤lt das Gesetz keine zeitliche
EinschrÃ¤nkung. Der Ausgleichsanspruch ist aufgrund der Verluste im gesamten
Zeitraum vorzunehmen, in dem wegen des Versorgungsausgleichs eine niedrigere
Rente zu zahlen war. Ansonsten verbliebe eine verfassungswidrige HÃ¤rte (vgl
BVerfG, Urteil vom 28. Februar 1980, aaO). Die Beklagte hat somit auch die
Verluste aus den ersten drei Monaten des Rentenbewilligungszeitraumes, also aus
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der Zeit vom 1. Oktober bis 31. Dezember 1993 bei der Festsetzung des
Ausgleichsbetrages zu berÃ¼cksichtigen.

c) Zu Unrecht hat sie ihre Weigerung auf Â§ 48 Abs 4 Satz 1 Regelung 2 iVm Â§ 44
Abs 4 SGB X gestÃ¼tzt. Dieser materiell-rechtliche Einwand ist von vornherein nicht
einschlÃ¤gig; denn der strittige einmalige Ausgleichsanspruch ergibt sich gerade
nicht als Summe aus in der Vergangenheit wiederkehrend entstandenen und fÃ¤llig
gewordenen EinzelansprÃ¼chen, sondern ist originÃ¤r gemÃ¤Ã� Â§ 4 Abs 1 VAHRG
mit dem Tod der frÃ¼heren Ehefrau entstanden und zum 1. MÃ¤rz 1998 fÃ¤llig
geworden. Vor diesem Zeitpunkt gab es keinen wegen des Versorgungsausgleichs
("anteilig") nicht erfÃ¼llten Anspruch des KlÃ¤gers, gegen den der
"Vierjahreseinwand" Ã¼berhaupt nur erhoben werden kÃ¶nnte.

Im Ã¼brigen hat der Senat bereits entschieden (Urteil vom 14. Mai 1996, SozR
3-5795 Â§ 4 Nr 6), daÃ� Â§ 48 Abs 4 SGB X ua mit der Bezugnahme auf Â§ 44 Abs 4
aaO eine Rechtsgrund-, nicht aber Rechtsfolgenverweisung verlautbart. Die
Vierjahresfrist des Â§ 44 Abs 4 SGB X knÃ¼pft zwar als Ausgangspunkt fÃ¼r die
Berechnung des Zeitraumes an den Zeitpunkt der Bekanntgabe der RÃ¼cknahme
bzw des Antrags auf RÃ¼cknahme an; dies bedeutet jedoch nicht, daÃ� alles, was
rechtlich in der Vergangenheit in irgendeiner Weise von Bedeutung gewesen ist,
nunmehr rechtlich unerheblich wird, sofern es zeitlich auÃ�erhalb des
Vierjahreszeitraumes liegt. Vielmehr erschlieÃ�en sich Sinn und Zweck des Â§ 44
Abs 4 SGB X, was von der Beklagten auÃ�er acht gelassen wird, nur aus dem
Zusammenhang mit dessen Abs 1 Satz 1 und Abs 2 Satz 1. Soweit nÃ¤mlich
"Sozialleistungen" zu Unrecht in der Vergangenheit nicht erbracht worden sind,
sollen sie nur lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum bis zu vier Jahren vor Beginn des
Jahres der RÃ¼cknahme bzw der Antragstellung erbracht werden. Das Gesetz
definiert die rechtliche Bedeutung des Ausdrucks "Sozialleistungen" nicht. Dieser
knÃ¼pft an die Umschreibung in Â§ 11 Satz 1 SGB I an; danach sind Gegenstand
der sozialen "Rechte" die in diesem Gesetzbuch vorgesehen (Sach-, Dienst- und )
Geldleistungen (=Sozialleistungen). Nach Â§ 2 Abs 1 aaO dienen der ErfÃ¼llung der
in Â§ 1 aaO genannten Aufgaben die nachstehend genannten sozialen Rechte (Satz
1). Aus ihnen kÃ¶nnen "AnsprÃ¼che" nur insoweit geltend gemacht oder
hergeleitet werden, als deren Voraussetzungen und Inhalt durch Vorschriften der
besonderen Teile dieses Gesetzbuches im einzelnen bestimmt sind (Satz 2). Im
Rentenversicherungsrecht (vgl Â§Â§ 4, 23 SGB I) bedeutet dies, daÃ� unter
"Sozialleistungen" auch iS des Â§ 44 SGB X die Zahlungen (Sach- und
Dienstleistungen) zu verstehen sind, die zur ErfÃ¼llung der aus dem subjektiven
Recht flieÃ�enden monatlichen AnsprÃ¼che "erbracht" werden. Die AnsprÃ¼che
hierauf sind, obwohl sie in der Vergangenheit zu Unrecht nicht erfÃ¼llt worden und
damit "Sozialleistungen" zu Unrecht nicht erbracht worden waren, vom
RentenversicherungstrÃ¤ger schlechthin nicht mehr zu erfÃ¼llen, und damit
untergegangen, soweit sie auÃ�erhalb des Vierjahreszeitraumes liegen.

Auf Â§ 48 SGB X Ã¼bertragen bedeutet dies folgendes: FÃ¼r die Vergangenheit
kann der BÃ¼rger die Aufhebung rechtswidriger Verwaltungsakte (und â�� nach
entsprechender materieller Neufeststellung â�� die ErfÃ¼llung von AnsprÃ¼chen)
ohnehin frÃ¼hestens ab dem Zeitpunkt des Eintritts der wesentlichen Ã�nderung
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verlangen. Nur wenn, ausgehend von diesem Zeitpunkt, die
Aufhebungsentscheidung bzw der Antrag auf Aufhebung spÃ¤ter als vier Jahre nach
der Ã�nderung ergeht bzw gestellt wird, kann der "Vier-Jahres-Einwand" des Â§ 48
Abs 4 SGB X iVm Â§ 44 Abs 4 aaO Ã¼berhaupt rechtserheblich werden.
Voraussetzung ist also, daÃ� ab dem Zeitpunkt der Ã�nderung "neue" AnsprÃ¼che
entstanden und fÃ¤llig geworden waren, deren ErfÃ¼llung noch aussteht.

Demzufolge ist Â§ 48 SGB X fÃ¼r die Wertfeststellung des hier strittigen
Ausgleichsanspruchs nicht einschlÃ¤gig. Denn es geht nicht um die ErfÃ¼llung von
in der Vergangenheit (ab Eintritt der Ã�nderung) in einem DauerrechtsverhÃ¤ltnis
entstandenen und fÃ¤llig gewordenen RentenansprÃ¼che, sondern um einen mit
der wesentlichen Ã�nderung im Februar 1998 erstmals entstandenen einmaligen
Ausgleichsanspruch. FÃ¼r eine solche "Leistung" ist Â§ 48 Abs 1 iVm Abs 4 SGB X
ohne Bedeutung. Der ErfÃ¼llung eines solchen Zahlungsanspruchs kann nach
geltendem Recht allenfalls die â�� hier ohnehin nicht erhobene â�� Einrede der
VerjÃ¤hrung entgegengehalten werden.

Die Beklagte hat somit den Wert des Ausgleichsanspruchs unter Zugrundelegung
auch der Verluste aus einem weiteren Ausgleichszeitraum, nÃ¤mlich der Zeit vom
1. Oktober bis 31. Dezember 1993, neu festzustellen und dem KlÃ¤ger den
entsprechenden Differenzbetrag zum bereits zuerkannten Ausgleichsbetrag
auszuzahlen.

Die Revision der Beklagten konnte somit keinen Erfolg haben. Zur Klarstellung ist
der Tenor der erstinstanzlichen Entscheidung neu gefaÃ�t worden.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 27.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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